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TOP 34: 

Zweite Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung für Maß-
nahmen im Straßenverkehr 

Drucksache: 552/16

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Ziel dieser Verordnung ist es, die Gebühren für Maßnahmen der Technischen 
Prüfstellen, die aufgrund von straßenverkehrsrechtlichen Regelungen erfolgen, 
soweit anzupassen, dass sie kostendeckend sind. 

Die Änderung der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr durch 
Anpassung der Gebühren, die durch die Technischen Prüfstellen für Maß-
nahmen im Straßenverkehr erhoben werden, orientiert sich am tatsächlichen 
Aufwand. 

Die amtlich anerkannten Sachverständigen oder Prüfer erheben für ihre Tätig-
keiten im Rahmen der ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben Gebühren (§ 18 
Kraftfahrsachverständigengesetz). Nach § 6a Absatz 2 Satz 2 Straßenverkehrs-
gesetz "sind die Gebührensätze so zu bemessen, dass der mit den Amts-
handlungen, einschließlich Prüfungen, Abnahmen, Begutachtungen, Unter-
suchungen, Verwarnungen - ausgenommen Verwarnungen im Sinne des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten - und Registerauskünften verbundene Personal-
und Sachaufwand gedeckt wird". 

Nach Feststellung der Träger der Technischen Prüfstellen, des Verbandes der 
Technischen Überwachungs-Vereine e. V. (VdTÜV) und des DEKRA e. V. 
Dresden Technische Prüfstelle, weisen die testierten Betriebsergebnisse der 
Technischen Prüfstellen (TP) seit 2008 für mehrere Arbeitsgebiete keine 
Kostendeckung mehr auf. 

Die Ist-Werte wurden im Jahr 2012 einer volkswirtschaftlichen Prüfung durch 
die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) unterzogen und für den Zeitpunkt 
des Antrages bestätigt. 

Darüber hinaus haben die die Fachaufsicht über die Technischen Prüfstellen 
führenden Obersten Landesbehörden in den jeweils zuständigen Bund-Länder-
Fachausschüssen "Fahrerlaubnis-/Fahrlehrerrecht" und "Technisches Kraftfahr-
wesen" die vorliegenden Gebührentatbestände inhaltlich geprüft und auch aus 
ihrer Sicht die Notwendigkeit der Anpassung der Gebührenhöhe bestätigt. 
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Außerdem wurde ein Gutachter mit einer volkswirtschaftlichen Untersuchung 
hinsichtlich der Begründetheit des Antrages der Technischen Prüfstellen beauf-
tragt, wobei auch die Entwicklung weiterer markt- und preisbeeinflussenden 
Faktoren untersucht worden ist. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass 
Erhöhungen der Gebühren zur Erreichung der Kostendeckung erforderlich sind 
und enthält Vorschläge hinsichtlich der Höhe der einzelnen Gebühren. 

Die Ergebnisse sind in die Verordnung eingeflossen. 

II. Empfehlung des Verkehrsausschusses 

Neben redaktionellen Änderungen und Ergänzungen empfiehlt der Verkehrs-
ausschuss dem Bundesrat eine Erhöhung der Gebühren für die Fahrlehrer-
prüfung. Damit soll die Wiederherstellung der Kostendeckung angestrebt 
werden. 

Die letzte Gebührenanpassung sei im Jahr 1998 erfolgt. Zum 1. Januar 1999 sei 
zudem die Reform des Fahrlehrerrechts in Kraft getreten, was wiederum zu 
einer verstärkten Inanspruchnahme der Prüfer und somit zu Mehrkosten bei der 
Abnahme der Prüfungen führe. 

Eine dauerhafte Subventionierung der Fahrlehrerprüfung sei nicht hinnehmbar. 

Nähere Einzelheiten ergeben sich aus BR-Drucksache 552/1/16.


